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II. Allgemeine Verwaltungs angelegenheiten. 


Anſtellung der mittleren, Kanzlei⸗ und Unterbeamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 19. Mai 1919. 
In Verfolg des Runderlaſſes vom 6. Juli 1916 (HM Bl. S. 219) mache ich auf die 
in Nr. 3 S. 16 des Zentralblatts für das Deutſche Reich veröffentlichte Bekanntmachung 
vom 11. Januar d. Js. über die Ausſchreibung der den Militäranwärtern vorbehaltenen, 


während des Krieges offen gehaltenen oder nur vorübergehend beſetzten Stellen des Reichs-, 
Staats⸗ und Kommunaldienſtes aufmerkſam. 


In Vertretung. 
ZB 1 83,/1 590. Dönhoff. 
An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Bewerberverzeichnis der Militäranwärter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 20. Mai 1919. 


Einer Anzahl von Militäranwärtern, die bei Behörden in Elſaß⸗Lothringen für den 
Zivildienſt vorgemerkt ſind, iſt die Gelegenheit genommen, dort eine zivildienſtliche Be⸗ 
ſchäftigung anzutreten. Außerhalb ElſaßLothringens beſteht jedoch für ſie kaum Ausſicht, 
in abſehbarer Zeit einberufen zu werden, weil ſie dort auf Grund einer nachträglichen 
Bewerbung gemäß Bundesratsbeſchluß vom 10. Dezember 1914 (AVBl. S. 441) früheſtens 
mit dem erſten Mobilmachungstag in das Bewerberverzeichnis eingereiht werden. Hierunter 
würden beſonders die älteren, ſchon vor dem Kriege in Elſaß⸗Lothringen vorgemerkt ge⸗ 
weſenen Militäranwärter zu leiden haben. Es iſt deshalb erwünſcht, Maßnahmen zur 
rechtzeitigen Einberufung dieſer altgedienten Unteroffiziere zu treffen. Ich ordne daher für 
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den Bereich meiner Verwaltung an, daß die nachträgliche Bewerbung der in Elſaß⸗Lothringen 
bereits vor dem Kriege vorgemerkten Militäranwärter nicht als neue Bewerbung, ſondern 
als Wiederholung einer bereits beſtehenden Bewerbung anzuſehen und der Anwärter 
deshalb mit dem Tage feiner Vormerkung in Elſaß-Lothringen in das Bewerberverzeichnis 
aufzunehmen iſt. 

In Vertretung. 
ZB1 120./ 1819. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Dienſtbezüge der diätariſch beſchäftigten Staatsbeamten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 0, den 27. Mai 1919, 

Zur Vermeidung von Zweifeln wird darauf hingewieſen, daß die den außerplanmäßig 
diätariſch beſchäftigten Staatsbeamten auf Grund des Runderlaſſes vom 14. November 1918 
(HMBl. S. 280) gewährten außerordentlichen Beihilfen bei der Berechnung der laufenden 
Kriegsteuerungszulagen außer Betracht zu laſſen und wie bisher neben dieſen zu ge— 
währen ſind. 

In Vertretung. 
AB1457./1 5780. Dönh off. 


Au die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Einmalige Kriegsteuerungszulage. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 21. Mai 1919. 


Zur Vermeidung von Härten, die ſich in einzelnen Fällen ergeben haben, will ich 
mich in Ergänzung meines Runderlaſſes vom 18. Jamiar 1919 (HMBl. S. 22) damit 
einverſtanden erklären, daß auch an ſtändig gegen Entgelt beſchäftigte Lohnangeſtellte 
höherer und niederer Ordnung, die nach ihrer Entlaſſung aus dem Heeresdienſte die Be⸗ 
ſchäftigung bei ihrer alten Dienſtſtelle bis zum 31. Dezember 1918 nicht wieder aufnehmen 
konnten, ſofern fie bis zu dem genannten Tage aus dem Heeresdienſt entlaſſen worden 
find und ſich unmittelbar nach ihrer Entlaſſung zum Dienſtantritt bei ihrer alten Dienft- 
ſtelle gemeldet haben, die in meinen Runderlaſſen vom 2. Dezember 1918 (HM Bl. S. 292 
und 995) zugebilligte einmalige Kriegsteuerungszulage gezahlt werden kann. 

Ständig gegen Entgelt beſchäftigten Lohnangeſtellten höherer und niederer Ordnung, 
die erſt nach dem 31. Dezember 1918 aus dem Heeresdienſt entlaſſen worden ſind, darf 
die einmalige Kriegsteuerungszulage nur dann gewährt werden, wenn fie wegen Kraukheit, 
Lazarettbehandlung oder ſonſtiger wichtiger Gründe bis zum 31. Dezember 1918 nicht 
entlaſſen werden konnten und infolgedeſſen an der rechtzeitigen Rückkehr in die alte Dienft- 
ſtellung verhindert waren, ſofern ſie andernfalls ihren Dienſt bis dahin wieder aufgenommen 
hätten. Dieſe Vergünſtigung muß jedoch dem Sinne der zugelaſſenen Ausnahme entſprechend 
auf ſolche Fälle beſchränkt bleiben, wo die nicht rechtzeitige Rückkehr auf der verzögerten 
Entlaſſung infolge der vorgedachten perſönlichen Verhältniſſe ſowie infolge der Unregel— 
mäßigkeiten der erfolgten Demobilmachung (3. B. wegen Verkehrsſtörungen) beruht. 
Angeſtellte uſw., die unabhängig hiervon aus dienſtlichen Gründen über den 1. Jannar d. Is. 
hinaus im Heeresdienſte zurückbehalten ſind, müſſen von der Bewilligung ausgeſchloſſen 
bleiben, da ſonſt die zur Wahrung des Charakters der einmaligen Kriegsteuerungszulage 
notwendige Friſtſetzung gänzlich ihre Bedeutung verlieren würde. 

Maßgebend für die Bewilligung der Teuerungszulage bleiben im übrigen die Vor⸗ 
ſchriften meines Runderlaſſes vom 18. Januar d. Is. (HMBT. S. 22). 

Zu Vertretung. 
231405. Dönhoff. 


Au die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden (ausſchließlich 
Porzellanmanufaktur). 
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III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


Teuerungszulagen für Beamte der Handelskammern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 16. Mai 1919. 


Aus Kreiſen der mittleren Beamten der Handelskammern iſt an mich die Bitte ge⸗ 
richtet worden, die Handelskammern anzuweiſen, daß die Grundſätze der Erlaſſe vom 2. De- 
zember 1918 und 12. März 1919 (HMBl. 1918 S. 292/95, 1919 S. 64/65), betreffend die 
Kriegsteuerungszulagen und Kriegsbeihilfen ſtaatlicher Beamten und Angeſtellten, auch auf 
die Beamten und Angeftellten der preußiſchen Handelsvertretungen Anwendung zu finden 
hätten, und mir über die alsbaldige Durchführung dieſer Maßnahme Bericht zu erſtatten ſei. 

Dieſem Wunſche kann ich, wie ich den Unterzeichnern der Eingabe eröffnet habe, in der 
vorgetragenen Form nicht entſprechen. Das Geſetz vom 24. Februar 1870/19. Auguſt 1897 hat 
den Handelskammern die volle Freiheit in bezug auf die Anſtellungsverhältniſſe ihrer Beamten 
gegeben, und die Entſtehungsgeſchichte des § 23 läßt keinen Zweifel darüber, daß das auf 
Wunſch der. Kammern ſelbſt geſchehen iſt, die ein Eindringen des ſtaatlichen Aufſichtsrechts 
in die Fragen des Beamtenrechts vermieden zu ſehen wünſchten. Auch der von der früheren 
Staatsregierung im Jahre 1918 dem Landtag vorgelegte, nicht zur Verabſchiedung gelangte 
Geſetzentwurf zur Abänderung des geltenden Geſetzes ſah zwar eine Regelung des Be⸗ 
amtenrechts in Anlehnung an das Geſetz über Anſtellung und Verſorgung der Kommunal⸗ 
beamten vom 30. Juli 1899 (Geſetzſamml. S. 141), namentlich in bezug auf Auſtellungszeit, 
Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenfürſorge vor, lehnte indes eine Mitwirkung und Kontrolle 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde bei der Feſtſetzung der Anſtellungsbedingungen, namentlich 
der Höhe des Gehalts, ausdrücklich ab. 

Hiernach würde ich mich zu beſtehenden Geſetzesbeſtimmungen in Widerſpruch ſetzen, 
wenn ich den Handelskammern eine Anweiſung im Sinne des vorgetragenen Wunſches 
erteilen wollte. Ich darf indes vorausſetzen, daß die Handelsvertretungen auch ohne ſtaat⸗ 
lichen Zwang ſich der aus der gegenwärtigen Notlage entſpringenden Pflicht einer beſonderen 
Berückſichtigung der Feſtbeſoldeten nicht verſchließen und ihren Beamten und Augeſtellten, 
ſofern dieſe nicht bereits in anderer Form, z. B. durch Kriegsteuerungszulagen in Neben⸗ 
ämtern oder durch Zuwendung von ſolchen, eine ausreichende Berückſichtigung erfahren 
haben, im allgemeinen diejenigen Gebührniſſe nicht verſagen, welche Staat und Gemeinde 
den entſprechenden Kategorien ihrer Beamten und Angeſtellten aus Anlaß der Teuerung 
zugebilligt haben. Sofern zur Leiſtung ſolcher Gebührniſſe eine Genehmigung der zu 
erhebenden Zuſchläge zur Gewerbeſteuer durch mich nach 88 30, 31 a. a. O vorgeſchrieben 
iſt, bin ich bereit, bei den für ſolche Zwecke beſchloſſenen Erhöhungen weitgehendes Ent⸗ 
gegenkommen zu zeigen. 

Hat 1484. Fiſchbeck. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 


2. Handelsverkehr. 
Ausfuhr⸗ und Einfuhrbewilligungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 21. Mai 1919. 


Mit Bezug auf den Runderlaß vom 15. Februar d. Is. (HMBT. S. 43). 
Die Stelle des Beauftragten des Reichskommiſſars für Aus- und Einfuhrbewilligung 
für das beſetzte Gebiet in Cöln iſt wieder aufgehoben worden. 
Im Auftrage. 


IIb 2703. Neuhaus. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 


vornehend. 


vorstehend. 
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Bekanntmachungen der Reichsſtelle für Textilwirtſchaft. 


Ausführungsbeſtimmungen zu den Bekanntmachungen der Reichsſtelle für 
Tertilwirtſchaft Ur. T. 70 und Mr. P. 80 vom 19. Mlürz 1919. 
DR. 

„Polizeibehörde“ im Sinne des § 9 Satz 2 der Bekanntmachung einer 
Anordnung für das geſamte Textilgebiet Nr. L. 70 über Beſchlagnahme und 
Enteignung vom 19. März 1919 (Nr. 74 des Deutſchen Reichsanzeigers und 
Preußiſchen Staatsanzeigers vom 31. März 1919 Abendausgabe) iſt die Orts— 

polizeibehörde. 
8 2. 

Als „Polizeibehörde“ im Sinne des 8 5 Abſ. 3 der Bekanntmachung einer 
Anordnung für das geſamte Textilgebiet Nr. T. 80 über Beauftragte der Reichs⸗ 
ſtelle für Textilwirtſchaft und der Reichswirtſchaftsſtellen auf dem Textilgebiete 
vom 19. März 1919 (Nr. 74 des Deutſchen Reichsanzeigers und Preußiſchen 
Staatsanzeigers vom 31. März 1919 Abendausgabe) wird die Ortspolizeibehörde 
beſtinnmt. 

Berlin, den 17. Mai 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 17. Mai 1919. 
Abdruck zur Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung. Die Ausführungs- 
beſtimmungen ſind durch das Amtsblatt bekanntzugeben. 
Im Auftrage. 
ITb 2691. Neuhaus. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin 
und zur Kenntnis an die amtlichen Handelsvertretungen. 


Anordnungen für das Textilgebiet. 


Behanntmathung, betreffend Beauftragte der eichsſtelle für Textilwirt— 
ſchaft und der Neichswirtſchaſtsſtellen auf dem Tertilgebiete. 


Die Nachprüfung, ob die für das Textilgebiet geltenden, insbeſondere von 
der Reichsſtelle für Textilwirtſchaft und den Reichswirtſchaftsſtellen auf dem 
Textilgebiet erlaſſenen Anordnungen beachtet werden, erfolgt gemäß der Be⸗ 
kanntmachung der Reichsſtelle für Textilwirtſchaft Nr. T. 80 vom 19. März 1919 
(Nr. 74 des Deutſchen Reichsanzeigers und Preußiſchen Staatsanzeigers vom 
31. März 1919) durch Beauftragte der Reichsſtelle für Tertilwirtſchaft oder der 
einzelnen Reichswirtſchaftsſtellen auf dem Textilgebiete. Bei der Vornahme von 
Nachprüfungen haben ſich die Beauftragten auf Verlangen auszuweiſen. 

Die nachgeordueten ſtaatlichen und kommunalen Behörden, insbeſondere 
die Ortspolizeibehörden, werden erſucht, die Beauftragten der Reichsſtelle und 
der Reichswirtſchaftsſtellen bei Ausübung ihrer Obliegenheiten mit Rat und 
Tat zu unterſtützen. 

Berlin, den 27. Mai 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Der Minifter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 27. Mai 1919. 
Ich erſuche, vorſtehende Bekanntmachung durch das Amtsblatt und, ſoweit es koſtenfrei 
geſchehen kann, auch durch andere geeignete Blätter zu veröffentlichen. 
Im Auftrage. 
1b 2881 Neuhaus. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin 
und zur Kenntnis an die amtlichen Handelsvertretungen. 
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Schiedsgerichte für den Handel mit Webs, Wirk, Strick- und Schuhwaren. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 24 Mai 1919. 


Mit Runderlaß vom 19. November v. Is. (HM Bl. S. 287) hatte ich das Schreiben 
des Reichswirtſchaftsminiſteriums vom 3. November 1918 (IA Gr. FE. 6240), betreffend 
Übernahme der bei den Schiedsgerichten künftig entſtehenden allgemeinen Unkoſten auf die 
Reichskaſſe, mit dem Erſuchen mitgeteilt, etwaige Forderungsnachweiſungen an mich ein⸗ 
einzureichen. Die inzwiſchen eingegangenen Nachweiſungen entſprechen teilweiſe inſofern 
nicht dem Erlaß, als eine Reihe von Handelskammern die Erſtattung der Unkoſten ſeit 
Errichtung der Schiedsgerichte erbittet, während in dem Erlaß nur von der künftigen 
Übernahme der bei den Schiedsgerichten entſtandenen allgemeinen Unkoſten auf die Reichs- 
kaſſe die Rede iſt. Da das vorgenannte Schreiben des Reichswirtſchaftsminiſteriums vom 
3. November v. Is. ſtammt, find daher nur ſolche allgemeinen Unkoſten erſtattungspflichtig, 
die nach dem 3. November 1918 entſtanden ſind. 

Auch über die Auslegung des Begriffs „allgemeine Unkoſten“ herrſchen vielfach 
Unklarheiten. Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags hat in ſeiner Sitzung am 1. Juni 
1918 als allgemeine Unkoſten diejenigen bezeichnet, die der Handelskammer durch die 
Errichtung und Unterhaltung des Schiedsgerichts entſtehen. Im Einvernehmen mit dem 
Reichswirtſchaftsminiſterium trete ich dieſer Auffaſſung bei, Falls Handelskammern für 
die Schiedsgerichte beſondere Räume gemietet und beſondere Schreibhilfskräfte angenommen 
haben, kommen als allgemeine Unkoſten hauptſächlich in Betracht: Miete, Beleuchtung, 
Heizung und Reinigung dieſer Räume ſowie die Eutſchädigung der beſonderen Schreib⸗ 
hilfskräfte. Als erſtattungspflichtige Unkoſten gelten ferner alle Koſten für ein Verfahren, 
das auf Grund des Antrags einer Behörde eingeleitet und zu deren Ungunſten ent⸗ 
ſchieden wird. 

Im übrigen find bare Auslagen (Poſt- und Tefegraphengebühren, Gebühren von 
Zeugen und Sachverſtändigen, Schreibgebühren, Reiſekoſten für die Mitglieder des Gerichts 
und des Protokollführers bei Verhandlungen außerhalb des Gerichtsorts) als Koſten des 
Verfahrens gemäß meinem Erlaß vom 21. Februar 1918 (HM Bl. S. 95) anzuſehen und 
den Parteien zur Laſt zu legen. 

Im Auftrage. 
Ib 2614. Neuhaus. 


Au die amtlichen Handelsvertretungen und zur Kenntnis an die Herren Regierungs- 
präſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin, den 15. Mai 1919. 

Die in Nummer 92 des Reichsgeſetzblatts für 1919 enthaltene Bekanntmachung des 
Reichs⸗Eiſeubahnamts vom 24. April 1919 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahn— 
beförderung zu: 

1. Ammon-Baldurit, 
2. Rivalit A und Rivalit P, 
3. Merkurit 1 und Merkurit 2. 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HM Bl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag 

zu 1. der Oberſchleſiſchen Sprengſtoff⸗Aktien⸗Geſellſchaft in Berlin, 

zu 2. der Deutſchen Sprengſtoff-Aktiengeſellſchaft in Hamburg, 

zu 3. der Dynamit Aktien-Geſellſchaft in Hamburg 
erteilt iſt. 

Im Auftrage. 
II. 3802. von Meyeren. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Kehrbezirke. 
Berlin W 9, den 14. Mai 1919. 
Bei Anderungen von Kehrbezirken der Schornſteinfeger können die Bewerbungen um 
die bisherigen Kehrbezirke nicht ohne weiteres als ſolche um die neu gebildeten Bezirke 
angeſehen werden. Mit der Beſeitigung der alten Kehrbezirke find vielmehr auch die Be- 
werbungen um dieſe erloſchen. Die § 20 Abſatz 2 und 8 21 Abſatz 1 der Beſtimmungen 
über die Anſtellung und die Pflichten der Bezirksſchornſteinfeger finden alſo keine An— 
wendung. 
An den Vorſtand des Zentral-Innungsverbandes der Schornſteinfeger des Deutſchen Reichs 
in Berlin. 
Zur Kenntnis. 
5 Es empfiehlt ſich, bei Bezirksveränderungen die bisherigen Bewerber um die von der 
Anderung betroffenen Kehrbezirke zu benachrichtigen, damit ſie Gelegenheit haben, ſich um 
andere Kehrbezirke zu bewerben. e 
Zugleich im Namen des Minifteriums des Innern. 
Das Miniſterium für Handel und Gewerbe. 

Im Auftrage. 

III. 3248. von Meyeren. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin, den 15. Mai 1919. 

Auf Antrag der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs- und Prüfſtelle 
des Deutſchen Azetylenvereins wird Ihnen gemäß der zwiſchen Ihnen und dem Autogen⸗ 
werke „Rhöna“ G. m. b. H., Kaltennordheim, getroffenen Abmachung für den Bereich Preußens 
die Mitbenutzung der Typennummern J 23 und A 13 zur Herſtellung der durch meinen 
Erlaß vom 19. Jauuar 1916 (HM Bl. S. 23) zugelaſſenen Azetylenſchweißapparate in den 
Größen R2 bis R5 geſtattet. Die in dem Erlaſſe geſtellten Bedingungen ſind zu beachten. 

Die Fabrikſchilder der von Ihnen hergeſtelllen Apparate müſſen Ihre laufenden 
Fabrikationsnummern und Ihre Firma (neben den ſonſt im 84 der Azetylenverordnung ge: 
forderten Angaben) und den Stempel des Dampfkeſſel Aberwachungs-Vereins Berlin tragen. 

Im Auftrage. 
III. 3524. von Meyeren. 


An die Firma Deutſche Orhydrie A. G. hier W. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Kriegsverſorgung und Kapitalabfindung. 
Kriegsminiſterium. Berlin, den 11. März 1919. 

1. Die dem Preußiſchen Kriegsminiſterium zuſtehenden Befugniſſe hinſichtlich der An- 
träge auf Kapitalabfindung ſind nach Maßgabe der anliegenden Beſtimmungen mit Wirkung 
vom 1. April 1919 auf die Verſorgungsämter übertragen worden. Die Verſorgungsämter 
übernehmen damit neuartige und bedeutungsvolle Aufgaben, deren ſachgemäßer Erledigung 
fie ſich mit beſonderem Nachdruck zu widmen haben. Die Rückſicht auf das Wohl der 
Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebeuen, dem die Kapitalabfindung dienen ſoll, erfordert 
weitgehendes Entgegenkommen und bereitwilliges Eingehen auf die Wünſche und Jutereſſen 
der Antragſteller, andererſeits aber darf nicht außer acht gelaſſen werden, daß die Um⸗ 
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wandlung der zum Lebensunterhalte der Kriegsbeſchädigten und Kriegerwitwen beſtimmten 
und gegen den Zugriff der Gläubiger geſchützten Verſorgungsgebührniſſe in eine einmalige 
Abfindung die große Gefahr des Verluſtes der Abfindung und damit eines weſentlichen 
Teiles der Verſorgung in ſich ſchließt. Auf eine ſorgfältige und gründliche Prüfung jedes 
einzelnen Falles und auf die Anwendung der vom Geſetze zum Schutze der Abgefundenen 
vorgeſehenen Sicherungsmaßnahmen kann daher nicht verzichtet werden. 

Die Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats vom 11. Jannar 1919 haben — ab⸗ 
weichend von dem bisherigen Verfahren — den Verſorgungsämtern die Aufgabe über⸗ 
tragen, die Prüfung der Nützlichkeit der beabſichtigten Verwendung durch Erſuchen der von 
der Landeszentralbehörde beſtimmten Stelle zu veranlaſſen. Dieſe Vorſchrift, die vor allem 
der Beſchleunigung dienen ſoll, ſchließt in Verbindung mit den nunmehr zu übernehmenden 
Befugniſſen des Kriegsminiſteriums für die Verſorgungsämter das Recht und die Pflicht in 
ſich, das Kapitalabfindungsverfahren in feinen geſamten Verlaufe von Amts wegen zu be⸗ 
treiben und darüber zu wachen, daß die Anträge mit der gebotenen Sorgfalt und Be— 
ſchleunigung zur Durchführung gebracht werden. 

2. Bei der Behandlung der Anträge auf Kapitalabfindung wird, wie allgemein auf 
dem Gebiete der Seßhaftmachung der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen, darauf 
hinzuwirken fein, daß ein verſtändnisvolles Zuſammenarbeiten zwiſchen den Verſorgungs⸗ 
ämtern und der amtlichen Kriegsbeſchädigten- und Kriegshinterbliebenenfürſorge ſtattfindet. 
Um dieſe Stellen in größerem Umfang als bisher und von einem möglichſt frühen Zeit⸗ 
punkt ab zur Mitwirkung bei der Kapitalabfindung heranzuziehen, iſt in den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Bundesrats vom 11. Januar 1919 vorgeſchrieben, daß die Anträge auf 
Kapitalabfindung auch bei den amtlichen Stellen der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinter⸗ 
bliebenenfürſorge angebracht werden können. Nach dem Erlaſſe des Kriegsminiſteriums 
vom 15. Januar 1919 hat der Bezirksfeldwebel von einem bei ihm angebrachten Antrag 
ſogleich der örtlichen Stelle der Kriegsbeſchädigtenfürſorge Kenntnis zu geben; bei der 
Prüfung der Nützlichkeit der Verwendung iſt die Begutachtung der perſönlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe der Antragſteller den amtlichen Fürſorgeſtellen übertragen (vgl. 
Nr. 2 Abſ. 2 der Preuß. Ausf.⸗Auw. vom 29. September 1916*) in der Faſſung vom 
11. Januar 1919“). Über die Art des Zuſammenarbeitens werden die Verſorgungsämter 
ſich mit den Hauptfüͤrſorgeſtellen ihres Bereichs zu verſtändigen haben. 

3. Entſcheidungen des Kriegsminiſteriums von grundſätzlicher Bedeutung werden wie 
auch bisher ſchon regelmäßig in den Amtlichen Mitteilungen — Beiheft zu den Anſtellungs⸗ 
nachrichten — abgedruckt werden; ſie werden den Verſorgungsämtern als Richtlinien für 
die Bearbeitung der Anträge auf Kapitalabfindung zu dienen haben. Wegen Beſchaffung 
geeigneter Handbücher und Kommentare wird auf die Erlaſſe vom 15. Juni 1917 
Nr. 190/6. 17 03 h zu 7 und vom 23. Januar 1919 Kap.-Abf. C 31° veriviefen. 

4. Liegt der für die Verwendung der Kapitalabfindung in Betracht kommende Grund- 
beſitz nicht im Bezirke des Verſorgungsamts, in dem das Verfahren eingeleitet iſt, ſo hat 
dieſes, wenn es die Vorausſetzungen des § 2 Nr. 1 bis 3 des Geſetzes für erfüllt hält, zu⸗ 
gleich mit der Bekauntgabe an den Antragſteller den Antrag mit Unterlagen an das für 
den Grundbeſitz zuſtändige Verſorgungsamt zur Einleitung der Prüfung der nützlichen Ver— 
wendung und zur weiteren Bearbeitung abzugeben. 

5. Die Bearbeitung der Anträge auf Kapitalabfindung iſt Referenten mit juriſtiſcher 
Vorbildung zu übertragen. Sofern ſolche Referenten den für die Bearbeitung zuſtändigen 
Zivilverſorgungs- und Fürſorgeabteilungen nicht zur Verfügung ſtehen, ſteht dem nichts 
entgegen, daß die juriſtiſch vorgebildeten Vorſtände der Hinterbliebenenabteilungen nebenher 
auch die Bearbeitung der Kapitalabfindungen übernehmen. Im Bedarfsfall und wenn 
Militärperfonen nicht kommandiert werden können, müſſen Hilfskräfte im Vertragsweg auf 
kurze Dauer angenommen werden. Für die Expedientengeſchäfte kommen diejenigen Per⸗ 
ſonen in erſter Linie in Betracht, denen in der Furſorge-Abteilung des Kriegsminiſteriums 
Gelegenheit zur Einarbeitung gegeben worden iſt. 

6. Für die Anträge auf Kapitalabfindung ſind ſpäteſtens beim Erlaß des Erſuchens 
um Prüfung der Nützlichkeit der Verwendung beſondere Akten anzulegen. 

Über die Bewilligung und Zahlung der Abfindung und über den Zeitpunkt des Er⸗ 
löſchens der abgefundenen Verſorgungsgebührniſſe iſt aus den Kapitalabfindungsakten ein 
Vermerk zu den Verſorgungsakten zu nehmen. 


*) HMB. 1916 8 385. M “Bl. S. 56. 
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Die Akten der bisher vom Kriegsminiſterium bearbeiteten Anträge werden, er— 
forderlichenfalls nach Durchführung der Entſcheidung, au die zuſtändigen Verſorgungs⸗ 
ämter abgegeben werden. 

Kapitalabfindungs⸗ und Verſorgungsakten (letztere aber nur mit ſchriftlicher Zu⸗ 
ſtimmung des Verſorgungsberechtigten) können den Fürſorge- und Prüfungsſtellen zur 
Einſicht zur Verfügung geſtellt werden. Sollte jedoch in Ausnahmefällen im Intereſſe des 
Berechtigten der Akteninhalt eine beſonders vertrauliche Behandlung angezeigt erſcheinen 
laſſen, ſo kommen für die Einſichtnahme in die Verſorgungsakten nur die amtlich beſtellten 
Leiter der Fürſorgeſtellen perſönlich oder die Hauptfürſorgeſtellen in Betracht. 

7. Zur Führung einer ſtatiſtiſchen Überſicht über die Anträge auf Kapitalabfindung 
ſind Grundverzeichniſſe anzulegen. Der Fürſorgeabteilung des Kriegsminiſteriums ſind 
vierteljährlich, zum erſten Male zum 1. Auguſt 1919 für die Zeit April, Mai und Juni 1919, 
Nachweifungen mit folgenden Angaben vorzulegen: Zahl der ablehnenden und zuſtimmenden 
Vorbeſcheide, der Erſuchen an Landräte uſw. um Prüfung der Nützlichkeit, der von den 
Landräten uſw. eingereichten geprüften Anträge, der zurückgezogenen und endgültig abge⸗ 
lehnten Anträge, der bewilligten Kapitalabfindungen (Geldbetrag, Erwerb oder wirtſchaftliche 
Stärkung), der zurückgeforderten Kapitalabfindungen (bewilligter, zurückgeforderter, zurück— 
gezahlter Betrag, Grund der Zurückforderung). 

Bei den ablehnenden und zuſtimmenden Vorbeſcheiden und bei den bewilligten 
Kapitalabfindungen iſt anzugeben, wieviel Witwen dabei beteiligt ſind. 

Die Feſtſetzung eines einheitlichen Muſters für dieſe Nachweiſungen bleibt vorbehalten. 

8. Als Anhalt für die Herſtellung von Formularen werden von den hier bei der 
Bearbeitung der Kapitalabfindungen verwendeten Muſtern Abdrucke überſandt werden. 

9. Über Beobachtungen und Erfahrungen von allgemeiner oder grundſätzlicher Ber 
deutung, über Zweifel bei der Handhabung der Verfahrensvorſchriften oder bei der An⸗ 
wendung des Geſetzes u. dergl. iſt von Fall zu Fall oder bei Einreichung der Vierteljahrs⸗ 
nachweiſungen zu berichten. In den Beſcheiden wird die Angabe von Vorſchriften und 
Eutſcheidungen höherer Behörden und die Bezugnahme auf ärztliche Gutachten und Außerungen 
von Behörden und Zeugen im allgemeinen zu vermeiden ſein. 


Der Kriegsminiſter. Der Unterſtaatsſekretär. 
Reinhardt. Göhre. 


Aulage. 
Beſtimmungen, 
betreffend die Übertragung von Befugniſſen des Kriegsminiſterüums bei der 
Kapitalabfindung auf die Verſorgungsämter. 
Kriegsminiſterium. Berlin, den 11. März 1919. 
Auf Grund des Artikels II des Geſetzes zur Ergänzung des Kapitalabfindungsgeſetzes 
vom 26. Juli 1918 (Bl. S. 993) wird folgendes beſtimmt: 
IE 
Das Preußiſche Kriegsminiſterinm als oberſte Militärverwaltungsbehörde für das 
Preußiſche Heereskontingent überträgt die Befugniſſe, die ihm nach dem Kapitalabfindungs— 
geſetze vom 3. Juli 1916 (NSBL. S. 680), nach dem Geſetze zur Ergänzung des Kapital⸗ 
abfindungsgeſetzes vom 26. Juli 1918 (RGBl. S. 903) und nach den Ausführungs- 
beſtimmungen des Bundesrats vom 11. Januar 1919 (RGBl. S. 23) zuſtehen, auf die Ver⸗ 
ſorgungsämter. 4 
Von der Übertragung bleiben ausgeſchloſſen f 5 
a) die Vereinbarungen mit den Landeszentralbehörden über die wegen Prüfung 
der Nützlichkeit der beabſichtigten Verwendung und wegen Auszahlung der Ab⸗ 
findungsſumme zu erlaſſenden Anweiſungen (Nr. 3 und Nr. 5 der Ausführungs— 
beſtimmungen des Bundesrats vom 11. Januar 1919), 
p) die Eutſcheidung über Anträge von Verſorgungsberechtigten, die das 55. Lebens— 
jahr vollendet haben, a 
die Entſcheidung darüber, ob und unter welchen Bedingungen im Falle der 
Wiederverheiratung einer abgefundenen Witwe die Rückzahlung der Abfindungs⸗ 
ſumme erſolgen oder unterbleiben ſoll ($ 11 des Kapitalabfindungsgeſetzes, 
Nr. 7 Abſatz 5 der Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats). 
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Die Übertragung erfolgt mit dem 1. April 1919. Sie erſtreckt ſich auch auf die vom 
Kriegsminiſterium durchgeführten Verfahren. Hinſichtlich der vor dem 1. April 1919 bei 
dem Kriegsminiſterium eingegangenen noch nicht durchgeführten Anträge wird noch von 
dieſem die endgültige Entſcheidung über die Kapitalabfindung getroffen und zur Ausführung 
gebracht. 

8. 

Für die Ausübung der durch dieſe Beſtimmungen übertragenen Befugniſſe iſt das 
Verſorgungsamt zuſtändig, in deſſen Bezirk der für die Verwendung der Kapitalabfindung 
in Betracht kommende Grundbeſitz belegen iſt. Liegt der Grundbeſitz in dem Bereiche des 
Bayeriſchen, Sächitichen oder Württembergiſchen Kontingents, jo bleibt das Verſorgungsamt 
des Preußiſchen Kontingents, das den Vorbeſcheid gemäß Nr. 2 der Ausführungs- 
beſtimmungen des Bundesrats erteilt hat, auch für das weitere Verfahren zuſtändig. 


4. 
Gegen den Beſcheid des Verſorgungsamts iſt der Einſpruch an das Kriegsminiſterium 


zuläſſig. Der Einſpruch iſt bei dem Verſorgungsamt anzubringen; er iſt an keine Friſt 
gebunden. Erachtet das Verſorgungsamt den Einſpruch für begründet, jo hat es ihm ab- 


zuhelfen; in dieſem Falle gilt der Einſpruch als erledigt. 


u). 

Die Beſcheide find von den Verſorgungsämtern auszufertigen und den Autragſtellern 
unmittelbar durch die Poſt gegen Rückſchein zuzuſtellen. Der Beſcheid muß den Hinweis 
auf die Zuläſſigkeit des Einſpruchs und die Bezeichnung der für den Einſpruch zuſtändigen 
Behörde enthalten. 5 

6. 

Werden gegen einen Beſcheid des Kriegsminiſteriums Einwendungen erhoben und 
dabei neue Beweismittel vorgebracht, welche die Grundlagen, auf denen die Entſcheidung 
beruht, weſentlich ändern, ſo iſt eine nochmalige Vorlage an das Kriegsminiſterium er⸗ 
forderlich. Werden neue Beweismittel der vorbezeichneten Art nicht beigebracht, ſo iſt dem 
Antragſteller lediglich mitzuteilen, daß der Beſcheid des Kriegsminiſteriums endgültig iſt. 


Der Kriegsminiſter. Der Unterſtaatsſekretär. 
Reinhardt. Göhre. 


— 


Arbeitskammern im Bergbau. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin, deu 10. Mai 1919. 


Ju Ausführung der Verordnung über die Errichtung von Arbeitskammern im Bergbau 
vom 8. Februar 1919 (Bl. S. 202) wird folgendes beſtimmt: 


Seil. 
Für den Niederſchleſiſchen Steinkohlenbergbau wird unter dem Namen! 
„Arbeitskammer für den Kohlenbergbau Niederſchleſiens“ 
eine Arbeitskammer errichtet. x 
Der Arbeitskammer wird eine Abteilung für Angeſtellte angegliedert. 
82. 

Die Arbeitskammer hat ihren Sitz in Waldenburg. Sie beſteht aus 20 Mitgliedern 
und der gleichen Anzahl von Stellvertretern. Die ihr angegliederte Abteilung für Ange— 
ſtellte beſteht aus 12 Mitgliedern und der gleichen Anzahl von Stellvertretern. 

Die Stellvertreter treten im Falle der Behinderung und des Ausſcheidens von Mit⸗ 
gliedern für den Reſt der Amtsdauer in der Reihenfolge der Wahl für die Mitglieder ein. 


8 3. 
Die Mitglieder und Stellvertreter der Arbeitgebers und Arbeitnehmergruppen der 
Arbeitskammern und der angegliederten Abteilungen für Angeſtellte werden in getrennten 


se: 
Wahlhandlungen nach der am 18. März 1919 erlaſſenen und veröffentlichten Wahlordnung”) 
gewählt. 
8 4. 


Die Mitglieder und Stellvertreter erhalten für jede Sitzung, der ſie beigewohnt haben, 
Vergütung der notwendigen Koſten für die Hin- und Rückfahrt und Tagegelder. An Fahr⸗ 
koſten wird bei Eiſenbahnfahrten der Betrag für die zweite Wagenklaſſe, bei Benutzung 
von Schiffen der Betrag für die erſte Klaſſe, bei Benutzung von Straßenbahnen der tat— 
ſächliche Fahrpreis erſtattet. 

Das Tagegeld beträgt bei einer Amtstätigkeit von mindeſtens 4 Stunden 15 , 
bei kürzerer Dauer die Hälfte. Bei Mitgliedern oder Stellvertretern, die außerhalb 
des Sitzungsorts wohnen, wird die Fahrzeit als Zeit der Amtstätigkeit angerechnet. 
Kann der Sitzungsort und nach Beendigung der Sitzung der Wohnort nicht an einem 
Tage erreicht werden, ſo ſind Tagegelder auch für die Reiſetage zu zahlen. 

Die Höhe der Fahrkoſten und Tagegelder ſetzt der Vorſitzende feſt. 

8 5. 

Die „höhere Verwaltungsbehörde“ im Sinne des 8 36 der Verordnung vom 
8. Februar 1919 iſt das Oberbergamt, in deſſen Bezirk die Arbeitskammer ihren Sitz hat. 

Die „vorgeſetzte Verwaltungsbehörde“ im Sinne des § 14 a. a. O, iſt der Miniſter 
für Handel und Gewerbe in Berlin. 

In Vertretung. 
J. 4762. Dönhoff. 


Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 24. Mai 1919. 
Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin, den 8. Mai 1919. 


Bei Verhandlungen mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern über den Abſchluß 
von Tarifverträgen mit dem Zwecke, die Tarifverträge nach $ 2 der Verordnung 
über Tarifverträge uſw. vom 23. Dezember 1918 (RG Bl. S. 1456) für allgemein 
verbindlich zu erklären, iſt hier wiederholt die Schwierigkeit aufgetreten, daß die 
Beſtimmungen der Tarifverträge über die Arbeitszeit des beteiligten Gewerbes 
nicht in Übereinſtimmung mit den Beſtimmungen der Anordnung über die 
Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter vom 23. November 1918 (RGBl. 
S. 1334) ſich befanden und die Tarifverträge infolgedeſſen nicht für allgemein 
verbindlich erklärt werden konnten. Es erſcheint andererſeits unbedenklich, ſolche 
Abweichungen von der durch die Anordnung vom 23. November 1918 vor⸗ 
geſchriebenen Arbeitszeit, mit denen ſowohl Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer 
einverſtanden ſind, allgemein für ganze Gewerbe zuzulaſſen, zumal das in der 
Verordnung über Tarifverträge uſw. vom 23. Dezeinber 1918 für die Eintragung 
in das Tarifregiſter vorgeſchriebene Verfahren die Gewähr gibt, daß die Be— 
ſtimmungen der Tarifverträge den maßgebenden ſozialen Geſichtspunkten Rechnung 
tragen. Die Zulaſſung allgemeiner Ausnahmen dieſer Art liegt im öffentlichen 
Intereſſe, da die Tarifverträge zur Vermeidung von Arbeitsſtreitigkeiten beſonders 
geeignet ſind. 

Die Berückſichtigung ſolcher tarifvertraglicher Vereinbarungen iſt in den 
für die Übergangszeit geltenden Beſtimmungen über die Arbeitszeit gewerblicher 
Arbeiter nicht vorgeſehen. Eine nachträgliche Ergänzung der Beſtimmungen 
nach dieſer Richtung iſt im Hinblick auf die bevorſtehende endgültige Regelung 
der Arbeitszeit kaum zweckmäßig und auch nicht erforderlich, da Ziffer VII 
Abſ. 3 der Anordnung vom 17. Dezember 1918 (RGBl. S. 1436) die Demobil⸗ 
machungskommiſſare ermächtigt, auch Ausnahmen allgemeiner Art im öffent— 
lichen Intereſſe zu erteilen. Bis zur Feſtſtellung der endgültigen Beſtimmungen 
über die Arbeitszeit wird vorausſichtlich noch geraume Zeit vergehen. Ich 
erſuche daher, bis auf weiteres durch Tarifvertrag vereinbarte Abweichungen 
grundſätzlich im Ausnahmewege zuzulaſſen, ſofern der Tarifvertrag nach 8 2 
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der Verordnung über Tarifverträge ufw. vom 23. Dezember 1918 für allgemein 
verbindlich erklärt wird. Die Aufnahme einer entſprechenden Beſtimmung in 
den Entwurf für die endgültige Regelung der Arbeitszeit iſt von mir beabſichtigt. 


(Unterſchrift.) 
An die Herren Demobilmachungskommiſſare. 


Abdruck überſende ich Ihnen zur Beachtung. 
Im Auftrage. 


III 4143. von Meyeren. 


An den Herrn Oberpraſidenten in Charlottenburg, die Herren Regierungspräſidenten und 
den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Arbeitszeit in der Gemüſekonſerveninduſtrie. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 24. Mai 1919. 
Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin, den 8. Mai 1919. 

Die Wirtſchaftliche Vereinigung der Konſerveninduſtrie E. V. in Berlin 
hat im Anſchluß an eine hier gehaltene Beſprechung beantragt, in Rückſicht auf 
den engen Zuſammenhang der Konſerveninduſtrie mit der Landwirtſchaft ſtatt 
der durch die Anordnung über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher 
Arbeiter vom 23. November 1918/17. Dezember 1918 ü feſtgeſetzten Arbeitszeit 
eine dem § 3 der vorläufigen Landarbeitsordnung vom 24. Januar 1919 
(RG Bl. S. 111) entſprechende Arbeitszeit von 8, 10 und 11 Stunden für je 
vier Monate des Jahres zuzulaſſen. Es iſt anzuerkennen, daß die rechtzeitige 
und vollſtändige Verarbeitung der anfallenden Gemüſe zur Zeit beſonders 
wichtig iſt und die Gemüſekonſerveninduſtrie in den Stand geſetzt werden muß, 
den an ſie geſtellten Anforderungen zu entſprechen. Es liegt daher meines 
Erachtens im öffentlichen Intereſſe, der Gemüſekonſerveninduſtrie Ilberarbeit 
zu ermöglichen, wozu die Demobilmachungskommiſſare auf Grund der Anord— 
nung vom 17. Dezember 1918 in der Lage ſind. 

Ich erſuche demgemäß im Einverſtändnis mit dem Herrn Reichsernährungs⸗ 
miniſter, Anträgen auf Zulaſſung der in der vorläufigen Landarbeitsordnung 
feſtgeſetzten Arbeitszeit, die die Gemüſekonſervenfabriken an die Demobilmachungs⸗ 
kommiſſare richten, zu entſprechen, ſofern nicht beſondere Gründe der Erteilung 
der Ausnahmen entgegenſtehen. 

(Unterſchrift.) 


An die Herren Demobilmachungskommiſſare. 


Abdruck überſende ich Ihnen zur Beachtung. 
Im Auftrage. 
III 4142. von Meyeren. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg, die Herren Regierungspräſidenten und 
den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


4. Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). 


Berliner Abkommen zwiſchen Arzten und Krankenkaſſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 22. Mai 1919. 


Die großen Verbände der Krankenkaſſen haben durch die im Abdruck angeſchloſſene "aufregen, 
Erklärung vom 1. April d. J. die Krankenkaſſen erneut zur Leiſtung des nach Nr. 11 des 
Berliner Abkommens zu entrichtenden 5-Pfg.⸗Zuſchlags zum Arzthonorar aufgefordert. 


Mulage 
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Unter Hinweis auf den gemeinſamen Erlaß vom 3. November 1914 (III 8639 M. f. H., 
IA I 6316 M. f. L., M. 2927 M. d. J.)“) und meinen, des mitunterzeichneten Miniſters 
für Handel und Gewerbe, Erlaß vom 11. März 1916 (III 1262) ) erſuchen wir die 
Oberverſicherungsämter und Verſicherungsämter, auch ihrerſeits auf die Krankenkaſſen, ins⸗ 
beſondere diejenigen, die keinem der großen Kaſſenverbände angehören, nochmals nach— 
drücklich einzuwirken, daß ſie ſich der Zahlung des 5-Pfg.-Zuſchlags nicht entziehen. 
Der Miniſter für Handel 1 SAT Der Miniſter für Landwirt⸗ 
und Gewerbe. Der eee 5 Innern. ſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage. 755 ee Im Auftrage. 
v. Meyeren. 7 — Weſener. 
II 3303 M f. H. — M 1572/9 M. d. J. — IA Ib 124 M. f. L. 


An die Oberverſicherungsämter (außer den beſonderen). 


Krankenkaſſen, zahlt den 5-Pfg.-Zuſchlag nach dem Berliner Abkommen! 


Das Einigungsabkommen zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten vom 23. Dezember 1913, 
das ſogenannte Berliner Abkommen, ſieht in Ziffer 11 vor, daß die an den damaligen 
Streitorten von auswärts herangezogenen Arzte ihre Tätigkeit nicht aufnehmen, ſondern 
abgefunden werden ſollten. Die entſtehenden Koſten übernahm der Leipziger Verband 
unter der Vorausſetzung, daß die Verbände der Kaſſen ihren Einfluß dahin geltend machen, 
daß allenthalben die Kaſſen zu dem Arzthonorar für dieſen Zweck einen Zuſchlag von 
jährlich 5 Pfg. auf den Kopf der Verſicherten bewilligen. Die Abfindungen der betreffenden 
Arzte haben ſich nicht in der Weiſe bewirken laſſen, wie zunächſt erwartet wurde. Für 
viele dieſer Arzte müſſen die auf zehn Jahre mit ihnen geſchloſſenen Verträge erfüllt 
werden. Die für den Abfindungsfonds von den Arzten und Krankenkaſſen geleiſteten 
Beträge reichen dazu kaum aus. Die Verbände erſuchen die Kaſſen nochmals angelegentlichſt, 
den 5-Pfg.-Zuſchlag zu leiſten. 

Aufgeſtellt den 1. April 1919. 


Hauptverband deutſcher Ortskrankenkaſſen, e. V., Dresden. 
Verband zur Wahrung der Intereſſen der deutſchen Betriebskrankenkaſſen, Eſſen. 
Geſamtverband deutſcher Krankenkaſſen, e. V., Eſſen. 
Allgemeiner Verband deutſcher Landkrankenkaſſen, Berlin. 
Verband deutſcher Innungskrankenkaſſen, Hannover. 


Vorſchriften der Kaſſenſatzungen über Beiträge und Leiſtungen. 
A 
Berlin W. 9, den 13. Mai 1919. 
Wir überſenden nachſtehend den Abdruck eines Schreibens des Reichsarbeitsminiſteriums 
vom 24. April d. J. zur Kenntnis und Verſtändigung der Verſicherungsämter. 
1 ie)“ Der Miniſter 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
von Meyeren. N 
III 3355. Weſener. 
An die Oberverſicherungsämter. 


Aulage. 
Reichsarbeitsminiſterium. Berlin, den 24. April 1919. 


Seitens eines Kaſſenhauptverbandes wird mir berichtet, daß die Verſicherungsämter 
zum Teil nach dem Inkrafttreten der Verordnung zur Sicherung der Leiſtungsfähigkeit der 
Krankenkaſſen vom 13. Januar d. J. (RG Bl. S. 41) auf Grund des § 326 bj. 3 der 
Reichsverſicherungsordnung von den Krankenkaſſen ihres Bezirkes Satzungsänderungen ver⸗ 
langen. Das Notgeſetz vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 334) hat von den Krankenkaſſen, 


) Die Erlaſſe ſind nicht veröffentlicht. 
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die auf Grund ſeiner Vorſchriften ihre Leiſtungen und Beiträge ändern mußten, aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsrückſichten keine entſprechende Anderung ihrer Satzung erfordert. Soweit daher 
nicht etwa inzwiſchen bei einzelnen Kaſſen erneute Anderungen der Leiſtungen und Beiträge 
beſchloſſen ſind und der Wortlaut der Satzung mit dem auf dieſem Gebiete tatſächlich 
geſchaffenen Zuſtand in Einklang gebracht worden iſt, beſteht jetzt ein Widerſpruch zwiſchen 
dem Wortlaut der Satzung und demjenigen Zuſtand, welcher tatſächlich gilt. Dieſen Zuſtand 
wollen jene Verſicherungsämter jetzt beſeitigt wiſſen. Die Verordnung vom 13. Januar d. J. 
wollte aber nicht nur den bei ihrem Inkrafttreten für die einzelnen Kaſſen beſtehenden 
Zuſtand unverändert fortbeſtehen laſſen, ſondern ſie wollte auch den Krankenkaſſen die 
geſchäftliche Mühewaltung einer formellen Satzungsänderung erſparen. Die Geſetzgebung 
iſt bezüglich der Krankenverſicherung augenblicklich im Fluß. Die Einbringung eines Geſetz⸗ 
entwurfs, der die Überleitung der Krankenverſicherung aus dem Kriegs- in den Friedens⸗ 
zuſtand regeln ſoll, ſteht nahe bevor. Auch ſonſt werden nach dem Wunſche des Ausſchuſſes 
der Nationalverſammlung für ſoziale Angelegenheiten verſchiedene Fragen aus dem Gebiete 
der Krankenverſicherung im Kürze neu geordnet werden müſſen. Es wird dann ohnehin 
einer umfaſſenden Reviſion der Kaſſenſatzungen bedürfen. Das oben bezeichnete Vorgehen 
der Verſicherungsämter dürfte ſich daher zur Zeit nicht empfehlen und ich darf ergebenſt 
anheimſtellen, die nachgeordneten Verſicherungsbehörden entſprechend zu verſtändigen. 
Sollte freilich eine Krankenkaſſe neuerdings beſchließen, andere Beiträge zu erheben 
und andere Leiſtungen zu gewähren, als ſie es beim Inkrafttreten der Verordnung vom 
13. Januar d. J. tat, ſo wird dies nur auf dem ordnungsmäßigen Wege einer Satzungs— 
änderung nach den Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung geſchehen dürfen. Bei 
ſolchem Anlaß würde es allerdings angezeigt ſein, die geſamten Vorſchriften der Satzungen 
über Beiträge und Leiſtungen mit den wirklichen Verhältniſſen in Einklang zu bringen. 
(Unterſchrift.) 


An die Regierung aller Gliedſtaaten außer Elſaß-Lothringen. 


5. Gewerbeaufſicht. 


Gewerbeauſſichtsbeamte bei Durchführung der wirtſchaftlichen Demobilmachung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 24. Mai 1919. 


Die Aufſicht über die Ausführung der Verordnung über die Regelung der Arbeitszeit 
der Angeftellten während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 18. März 1919 
(RG Bl. S. 315) wird gemäß § 16 Abſ. 1 dieſer Verordnung neben den ordentlichen Polizei⸗ 
behörden den Gewerbeaufſichtsbeamten übertragen. An die Stelle dieſer Behörden treten 
bei bergbaulichen Betrieben die Bergrevierbeamten. 

Die allgemeinen Beſtimmungen über die Geſchäftstätigkeit der Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten (Bergrevierbeamten) und über ihr dienſtliches Verhältuis zu den ordentlichen 
Polizeibehörden finden auf die nach vorſtehender Beſtimmung den Gewerbeaufſichtsbeamten 
(Bergrevierbeamten) übertragene Aufſicht Anwendung. 

Unter den zuſtändigen Aufſichtsbeamten im Sinne von § 4 Abſ. 2, § 6, 8 7 Abſ. 4, 
89 Abſ. 4, 810, § 16 Abſ. 1 Satz 3, § 17 der Verordnung vom 18. März d. J. find aus⸗ 
ſchließlich die Gewerbeaufſichtsbeamten (Bergrevierbeamten) zu verſtehen, ſoweit es ſich nicht 
um die Aufſicht über Betriebe und Büros der Körperſchaften des öffentlichen Rechts handelt 
(§ 16 Abſ. 2 a. a. O.). Die Gewerbeaufſichtsbeamten haben von den ihnen nach 87 
Abſ. 4 a. a. O. übermittelten Beſtimmungen von Tarifverträgen den ordentlichen Polizei— 
behörden eine Abſchrift zu überſenden. 

In Abänderung der Ziffer 253 der Ausführungsanweiſung vom 1. Mai 1904 zur 
Reichsgewerbeordnung (HM Bl. S. 118) wird den Gewerbeaufſichtsbeamten auch die Aufſicht 
über die Ausführung der Beſtimmungen über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe über⸗ 
tragen. In Abänderung der Ziffer 3 der Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung in 
der Faſſung des Erlaſſes vom 17. April 1910 (HMBl. S. 151) werden ferner die Gewerbe⸗ 
inſpektoren (Bergrevierbeamten) als untere Verwaltungsbehörden für die Zulaſſung von 
Ausnahmen von den Beſtimmungen über die Sonntagsruhe gemäß § 105% Abſ. 4 der 
Reichsgewerbeordnung für alle Betriebe beſtimmt, in welchen fie die Ausführung der Be⸗ 
ſtimmungen über die Sonntagsruhe zu überwachen haben. 
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Ich erſuche Sie, dieſen Erlaß im Amtsblatt zu veröffentlichen und die zur Mit- 
wirkung bei der Überwachung der Beſtimmung über die Sonmtagsruhe berufenen Behörden 
darauf aufmerkſam zu machen. 

III 3451/5322. Fiſchbeck. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Mitteilungen der Landesſtelle für Spinnpflanzen. Erſcheinungsweiſe monatlich 
zweimal. Jahrgang 1. J. F. Lehmanns Verlag, München, Paul-Heyſe⸗Straße. 


Die Betriebsgewinne der deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften. Ein Beitrag 
zur Frage der Verſtaatlichung des Verſicherungsweſens von Karl Weiß, Dr. jur. et Dr. 


rer. pol.. Mannheim. Mannheim, Berlin, Leipzig, J. Bensheimer. 
Max von Schulz, Magiſtratsrat, Berlin. Tarifverträge, Arbeiter- und 


Angeſtellteuausſchuͤſſe, Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten. Zweite vermehrte 
Auflage. 1919. Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 8. 


Carl Heymauns Verlag, Berlin W. 8. — Gedruckt bei Julius Siltenfeld Berlin W. 8. 


